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Das US AfriCom wurde 2008 gegründet, um die Aktivitäten 
der US Army auf dem afrikanischen Kontinent zu koordinieren. 
Eigentlich wurde hierfür ein Standort auf dem afrikanischen 
Kontinent angestrebt, bislang fand sich dort jedoch kein Staat 
bereit, das AfriCom zu beherbergen. Deshalb führt die US Army 
ihre Einsätze auch in Afrika weiter von Stuttgart-Möhringen aus. 
Seine Aufgaben wurden gegenüber dem Streitkräfteausschuss des 
US Repräsentantenhauses so definiert: „United States Africa Com-
mand schützt und verteidigt die nationalen Sicherheitsinteressen 
der Vereinigten Staaten durch die Stärkung der Verteidigungsfä-
higkeiten der afrikanischen Staaten und Regionalorganisationen 
und führt auf Befehl militärische Operationen durch, um trans-
nationale Bedrohungen abzuwenden und zu bekämpfen und ein 
Sicherheitsumfeld zu schaffen, das gute Regierungsführung und 
Entwicklung fördert.“ 

Zentral sind dabei Spezialeinheiten, die zuvor dem ebenfalls in 
Stuttgart ansässigen US EUCOM unterstellt waren, und nun ins-
besondere am Horn von Afrika, zwischen Uganda und der Zen-
tralafrikanischen Republik und in der Sahel-Region informelle 
Basen unterhalten und dort Milizen und Sondereinheiten der 
jeweiligen Staaten ausbilden. Zugleich bauen die USA ein Netz 
kleiner Stützpunkte auf afrikanischen Flugplätzen auf. Oft als 
zivile Firmen getarnt, unterhalten sie kleine Flugzeuge, die „voll-
gestopft mit neuester Spionage-Technik“ (Spiegel Online) sind: 
„Video-Ausrüstung, Wärmebildkameras und Technik zur Ortung 
und Bespitzelung von Mobiltelefonen“. Im AfriCom sitzen „Ana-
lysten“, die diese und andere Informationen auswerten und nach 
Angaben des ARD-Magazins „Panorama“ Einzelpersonen insbe-
sondere aus Nord- und Westafrika für gezielte Tötungen „nomi-
nieren“, gemeint ist auswählen und damit quasi zum Abschuss 
freigeben. Diese werden dann überwacht und ggf. durch Drohnen 
getötet, wenn sie in einen Staat reisen, der – wie augenblicklich 
v.a. Somalia; zukünftig könnte Libyen eine vergleichbare Rolle 
spielen – eine dermaßen schwache oder abhängige Regierung hat, 
dass sie sich gegen solche Gewaltakte nicht wehren kann. Dabei 
läuft die „Mission Control“ und wohl ein beträchtlicher Teil der 
Steuerung über die US-Stützpunkte in Stuttgart und Ramstein. 
Rechtsexperten, die Linkspartei und der Grünen-Abgeordnete 
Ströbele machten der Bundesregierung gegenüber ihre Auffas-
sung klar, dass sie sich damit dem Verdacht der Beihilfe zu Mord 
und Totschlag und der Beihilfe zu Verbrechen nach dem Völ-
kerstrafgesetzbuch aussetzt. Die Bundesregierung allerdings will 
angeblich von den gezielten Tötungen der USA über Stuttgart 
und Ramstein nichts gewusst haben und sieht auch jetzt noch 
„keine Anhaltspunkte dafür … dass sich die Vereinigten Staaten 
auf deutschem Staatsgebiet völkerrechtswidrig verhalten hätten“ 
(BT-Drucksache 17/14401). Der US-Außenminister habe seinem 
Amtskollegen Westerwelle gegenüber versichert, „dass jedwedes 
Handeln der Vereinten Staaten, auch von deutschem Staatsgebiet 
aus, streng nach den Regeln des geltenden Rechts erfolge“.

Damit scheint sich für die Bundesregierung die Sache erledigt 
zu haben. Gegenwärtig jedoch arbeiten u.a. der Menschenrechts-
anwalt Hans-Eberhard Schultz und der Bundestagsabgeordnete 
Wolfgang Gehrcke an einer Strafanzeige gegen die Bundesre-

gierung wegen Beihilfe zur Tötung 
und zu Kriegsverbrechen nach dem 
Völkerstrafgesetzbuch. Das kann die 
Bundesregierung zwar in Erklärungs-
nöte bringen. Dennoch muss bezwei-
felt werden, dass ernsthaft ermittelt 
wird. Das wird insbesondere mit dem 
Vorgehen des Generalbundesanwaltes 
im Fall der Tötung eines deutschen 

Staatsbürgers bei einem US-Drohneneinsatz am 4. Oktober 2010 
in Pakistan dokumentiert. Dieser stellte das Ermittlungsverfah-
ren u.a. wegen der Behauptung ein, „bei keinem der Getöteten 
handelte es sich um eine Zivilpersonen (sic)“. Kurz zuvor wird 
in der Begründung noch angegeben, dass bei dem Angriff „drei 
nicht identifizierte paschtunische Einheimische ums Leben“ 
(generalbundesanwalt.de) kamen. Diese oberflächliche Aus-
einandersetzung – sowohl der Bundesregierung als auch des 
Generalbundesanwalts – steht in krassem Widerspruch zu dem 
Argument, das in der Debatte um die Anschaffung bewaffne-
ter Drohnen immer wieder vorgetragen wird: Danach würden 
Deutschland und die Bundesregierung solche Drohnen niemals 
zu gezielten Tötungen entsprechend der US-Praxis anwenden, 
weil sie „sich sicher nicht der amerikanischen Rechtsauffassung 
annähern und diese legitimieren“ wolle (Stiftung Wissenschaft 
und Politik) bzw. weil „gezielte Mord-Missionen in der Bundes-
republik … nie durchsetzbar“ wären und „gegen das Grundgesetz 
verstoßen“ würden (Süddeutsche Zeitung 11./12. Mai 2012).

Hinzu kommt jedoch, dass die Drohnenkriegführung in einem 
undurchdringlichen Dickicht militärischer und nachrichtedienst-
licher Geheimhaltung stattfindet. Nur das ermöglicht es der 
Bundesregierung auch, trotz ihrer engen Zusammenarbeit mit 
der US-Army und speziell auch dem AfriCom, Ahnungslosigkeit 
vorzuschützen. Diese ist tatsächlich äußerst unglaubwürdig. So 
wurden die US-Beiträge zum NATO-Krieg gegen Libyen vom 
AfriCom aus koordiniert. In diesem Zuge wurden auch tödli-
che Kampfeinsätze durch US-Drohnen geflogen und wie später 
bekannt wurde, war die Bundeswehr während des Krieges u.a. 
in jenen Stäben beteiligt, die “im Bereich der sogenannten Ziel-
auswahl” tätig waren (Spiegel Online). Außerdem unterhält die 
Bundeswehr ein eigenes Verbindungskommando, das gegenüber 
dem AfriCom und dem EUCOM u.a. den Auftrag hat, an „Pla-
nung, Vorbereitung, Anlage und Analyse von NATO-Übungen und 
-Einsätzen oder sonstigen Übungen und Einsätzen, an denen sich 
deutsche und amerikanische Streitkräfte beteiligen oder bei denen 
amerikanische und deutsche Interessen berührt sind“, mitzuwirken. 

Sowohl gemeinsame Einsätze, als auch enge Überschneidungen 
deutscher und US-amerikanischer Einsätze gab es bereits viele. So 
beteiligt sich die Bundeswehr spätestens seit 2005 an regen Akti-
vitäten und regelmäßigen Manövern in Westafrika, welche die 
US-Streitkräfte seit 2002 im Zuge des „Krieg gegen den Terror“ 
durchführen. In deren Rahmen hat seit 2008 unter Koordination 
des AFRICOM auch das Kommando Spezialkräfte „Ausbildungs-
unterstützung für einzelne militärische Gruppen aus westafrika-
nischen Staaten geleistet“, so die Bundesregierung, ohne jedoch 
auch auf näheres Fragen der Abgeordneten Sevim Dagdelen 
Angaben zu Herkunft und Umfang dieser militärischen Einhei-
ten machen zu können. Verschiedene Quellen jedoch geben an, 
dass mehrere der zumindest von den USA im Antiterrorkampf 
ausgebildeten Gruppen an den Gefechten Anfang 2013 in Mali 
beteiligt waren und zwar im Kampf gegen die französische Inter-
vention. Zugleich haben die USA diese Intervention mit Aufklä-
rungsdrohnen unterstützt (und gleich dafür genutzt, zusätzliche 
Drohnen im Nachbarstaat Niger zu stationieren). 

Drohnenkriegführung über das 
US AFRICOM in Stuttgart
von Christoph Marischka
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Der Krieg gegen Libyen 2011 hat 
nicht nur Mali destabilisiert, sondern die 
gesamte Region. Auch die französisch 
geführte Intervention Anfang 2013 hat 
sich nicht nur auf Mali beschränkt, son-
dern u.a. den Niger betroffen. Bereits 
im Juni 2012 hatte der Rat der Europä-
ischen Union die Mission EUCAP Sahel 
Niger beschlossen, die, in der Hauptstadt 
Niamey stationiert, dem Ausbau der nigri-
schen Polizei- und Gendarmeriekräfte 
dienen soll. Zuvor waren bewaffnete 
Gruppen aus Libyen durch Niger nach 
Mali gezogen, um dort die Unabhängig-
keit des Azawad – des Norden Malis – 
auszurufen und damit die malische Krise 
zu eskalieren. 

Als Frankreich dann mit internationaler 
und deutscher Unterstützung (im Übri-
gen völkerrechtswidrig, auf der Grundlage 
einer Einladung durch eine demokratisch 
nicht legitimierte Regierung) interve-
nierte, verstärkte Niger seine militärische 
Grenzsicherung, um ein Einsickern der 
Islamisten und Sezessionisten in den Niger 
bzw. deren Flucht zurück nach Libyen zu 
behindern. Da Niger ein sehr armes Land 
ist und deshalb über keinen allzugroßen 
Sicherheitsapparat verfügt - mit dieser 
Begründung findet dort die EU-Mission 
statt, obwohl sich Niger trotz angeblich 
mangelnder Kapazitäten an den Interven-
tionen Frankreichs 2011 in der Elfenbein-
küste und 2013 in Mali beteiligte - wuchs 
damit die Gefahr eines Putsches oder son-
stiger Destabilisierungen in der Haupt-
stadt, sowie möglicher Anschläge auf die 
französischen Uranminen in Niger. Tat-

sächlich haben die Islamisten bzw. ihre 
Unterstützer auf die französischen Luft-
angriffe in Mali ja u.a. mit der Besetzung 
eines Gasfeldes in Algerien reagiert. Die 
von Areva betriebenen Uranminen im 
Niger waren demgegenüber als Rückgrat 
der französischen Energieversorgung ein 
ungleich wichtigeres Ziel, eine ungleich 
„kritischere“ Infrastruktur. 

Mit dieser Begründung haben die USA 
und Frankreich im Zuge der Intervention 
in Mali zusätzliche Spezialeinheiten nach 
Niger entsandt – zur Sicherung der Haupt-
stadt und der Minen. Die USA, die bereits 
zuvor einen Stützpunkt in Niamey unter-
hielten, stationierten hierzu auch zusätz-
liche Aufklärungsdrohnen vor Ort. Die 
Nigrische Regierung hatte wenig dagegen 
einzuwenden, ihr Land zum internatio-
nalen Truppenstützpunkt zu machen. 
Im Gegenteil gewann sie damit wichtige 
Verbündete vielleicht nicht im eigenen 
Land, aber international – schließlich 
hatten Frankreich und die USA erst 2011 
in ihrer Nachbarschaft zwei Regime – in 
Côte d‘ Ivoire und Libyen – gestürzt, die 
sich einer solch engen Zusammenarbeit 
verweigerten und diente auch die Inter-
vention in Mali im Wesentlichen dazu, 
auf die zukünftige Regierungsbildung 
dort Einfluss zu nehmen.

Mitte September 2013 lobte der Nigri-
sche Außenminister, Mohamed Bazoum, 
nun die Intervention in Mali und ihre 
Folgen ausdrücklich. Die anschließenden 
Wahlen unter französisch geführter inter-
nationaler Besatzung hätten bewiesen, 
dass die Islamisten gegenwärtig unfähig 

wären, Angriffe auszuführen. Zugleich 
aber warnte er, dass sich einige islamisti-
sche Kämpfer nach Niger zurückgezogen 
hätten und auch der zuvor über Mali 
abgewickelte Drogenhandel nun in Niger 
blühe. Vermutlich versuchte er dabei 
auch, seine Verbündeten gegeneinander 
auszuspielen, als er – wohl wissend, dass 
Frankreich noch über keine bewaffne-
ten Drohnen bzw. Infrastruktur hierzu 
verfügt – meinte: „Ich würde bewaffnete 
Drohnen wirklich begrüßen, um Drogen-
händler niederzuschießen, und alle, die 
von Aktivitäten in Verbindung mit Dro-
genhandel leben. Ich weiss nicht, warum 
das nicht möglich sein sollte.“ Die Droh-
nen könnten außerdem dazu genutzt 
werden, den Terror dauerhaft zu bekämp-
fen und die Uranminen zu sichern, die 
eine der wichtigsten Einkommensquellen 
des Nigrischen Staates sind. In Frank-
reich wurde diese Aussage natürlich als 
Argument dafür genutzt, dass Frankreich 
und am besten gleich auch die Europä-
ische Union eigene bewaffnete Drohnen 
anschaffen müssten – um einige hundert 
Kilometer südlich seiner Außengrenzen 
in einem beständigen Krieg gegen den 
Terror die Energieversorgung zu sichern. 
Das lässt auch einige Schlüsse darüber zu, 
welche Konsequenzen das DESERTEC-
Projekt, das Europa mit „sauberem Strom 
aus der Wüste“ versorgen will, mit sich 
bringen könnte. Die Drohnen werden 
jedenfalls schon einmal in der Region sta-
tioniert.

Christoph Marischka

Auch am Horn von Afrika ist die Zusammen-
arbeit zwischen Deutschland und den USA weit 
fortgeschritten. In Djibouti haben die USA ihre 
wichtigste Drohnenbasis – gleichzeitig hat die 
Bundeswehr dort Aufklärungsflugzeuge statio-
niert. In Somalia unterhalten die USA gemein-
same Militär- und Geheimdienstbasen, von 
denen aus sie die (bisweilen sehr jungen) Männer 
rekrutieren, die dann in Uganda u.a. von Bundes-
wehrsoldaten ausgebildet werden, um anschlie-
ßend von den USA nach Somalia zurückgeflogen 
zu werden und im dortigen Bürgerkrieg gegen die 
radikalislamistischen Al Shabab zu kämpfen.

Was letztlich wem auf welcher Seite im Einzel-
nen über die Aktivitäten der anderen in ihrem 
gemeinsamen „Krieg gegen den Terror“ bekannt 
ist, wird sich vermutlich nie herausfinden lassen. 
Fest steht jedoch: Wer sich an diesem weltwei-
ten Krieg beteiligt oder dafür auch nur Militär-
basen zur Verfügung stellt, macht sich in vollem 
Umfang mitschuldig.

US-Drohnen über französischen Uranminen in Niger

US-Spezialeinheiten bilden Soldaten in Mali aus, Foto: Wikipedia, Staff Sgt. Edward 
Braly, USAF


